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Machterhalt durch Machtverzicht. Rechtssoziologische Thesen zur
verwaltungsgerichtlichen Kontroildichte in Umweltschutzkonflikten
Rainer Wolf (Düsseldorf)
"Die Genehmigung von Kraftwerken bedarf der richterlichen Be¬
stätigung". Dieser scheinbar empirische Befund eines Rechtsprak¬
tikers gilt als Beleg für die Verrechtlichung politischer Kon¬
troversen im Umweltschutz und die "Vergerichtlichung" ihrer Kon¬
fliktaustragung. In diesem Zusammenhang wird manchmal noch pla¬
kativer die rechtspolitische Phobie kolportiert, die Gerichte
hätten die Rolle einer "technisch-physikalisch-biologisch-öko¬
nomischen Superinstanz" in einem "totalen Rechtsmittelstaat"
usurpiert. Und in der Tat scheint die Klage vor den Verwaltungs¬
gerichten gegen Flughäfen, Autobahnen, industrielle Anlagen und
Kraftwerke die ultima ratio für Bürgerinitiativen nach der ent¬
täuschend verlaufenen Teilnahme an den administrativen Genehmi¬
gungsverfahren zu sein.
Die Aussage, daß die Genehmigung von Kraftwerken der richterli¬
chen Bestätigung bedürfe, verweist jedoch auf einen für den Klä¬
ger wenig erfolgreichen Ausgang der Gerichtsverfahren. Nach eini¬
gen spektakulären Baustopp-Entscheidungen in der ersten Periode
der juristischen Formierung des Umweltrechts zeigt sich in den
achtziger Jahren eine deutliche Präferenz in der höchstrichter¬
lichen Rechtsprechung, die richterliche Kontrolldichte restrik¬
tiv zu interpretieren. Sowohl die gerichtliche Kontrollextensi¬
tät, die über die Dimensionierung der prozeßrechtlichen Zuläisio-
keitskriterien Quantität und Qualität der Fälle steuert, die
einer materiell-rechtlichen Inhaltskontrolle unterliegen, als
auch die Konturen dieser richterlichen Kontrol 1intensität wur¬
den entscheidend zurückgenommen.
Daher ist es unzulässig, vom Umfang der Prozeßdichte auf eine
entsprechend strenge judikative Kontrolldichte zu schließen. Wie
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in anderen sozialen Konfliktbereichen ist offensichtlich auch
im Umweltschutz die gesellschaftliche Nachfrage nach Verrecht-
lichung größer als die Neigung der Gerichte, eine flächendecken¬
de Oberaufsicht über alle Detailentscheidungen in der Gesell¬
schaft zu etablieren. Vielmehr muß auch die Verwaltungsgerichts¬
barkeit, um handlungsfähig zu bleiben, ihre Entscheidungen wohl
dosiert und unter Berücksichtigung der Reaktion ihrer direkten
und indirekten Adressaten plazieren.
Darüber hinaus zeigt bereits ein kursorischer Überblick über die
ökologische Gefährdung, daß sich Verrechtl ichung und Prozeßdichte
nur selektiv auf einige Teilbereiche des Umweltschutzes konzen¬
trieren. Die Probleme des Einsatzes von Pflanzenschutz- und Dünge¬
mitteln, von Umweltchemikalien, der Gentechnik, des Boden- und
auch des Gewässerschutzes entfalten sich mangels klagebefugter
Dritter im rechtsschutzfreien Raum.
Wo Konflikte um den Umweltschutz relativ häufig vor Gerichten aus¬
getragen werden - bei Großvorhaben, die nach dem Bundesimmissions¬
schutzgesetz und dem Atomgesetz zu genehmigen sind - zeigt sich
eine spezifische Konfliktstruktur: Umweltschützec mobilisieren
das Recht gegen eine Genehmigungsentscheidung der Behörden, von
der industrielle Interessenten begünstigt werden. Dies ist eine
Folge der asymmetrischen Verteilung der Einflußchancen in den ad¬
ministrativen Genehmigungsverfahren, in denen der inhaltliche
Dialog primär in informellen Vorverhandlungen zwischen Behörden
und Betrieben unter Ausschluß der Öffentlichkeit geführt wird.
Daraus ergibt sich wiederum eine Asymmetrie in der Mobilisierung
von Recht. Während Behörden und Unternehmen auf der Basis infor¬
maler und tauschtörmiger Kooperation einen Konsens finden können,
sind die Drittbetroffenen auf die Wahrnehmung formaler Prozedu¬
ren und die Thematisierung von Recht angewiesen. Gerade in diesen
Fällen sind aber die Hürden für eine erfolgreiche Mobilisierung
von Recht besonders hoch. Dies ergibt sich nicht nur aus den so¬
zialen Barrieren, die den Weg zu Gericht versperren, und der Pro¬
blematik organisierbarer Interessen im Umweltschutz, sondern auch
aus den Strukturen des Individualrechtsschutzes, mit denen allge¬
meine öffentliche Interessen an Natur und Umwelt gerade nicht
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adäquat thematisiert werden können.
Wie in den administrativen, so verkürzt auch in den gerichtlichen
Verfahren der auf formale Prozeduren fixierte Blick die Sicht auf
weniger formalisierte Konfliktbereinigungsstrategien. Vor regula¬
tiven Entscheidungsakten kommen im gerichtlichtlichen Alltag ins¬
besondere "persuasive" Lösungea'.wie der Vergleich zum Einsatz,
mit denen auch unkonventionelle Ergebnisse vereinbart werden kön¬
nen. Weiter dürfte die dilatorische Prozeßorganisation eine bis¬
her wissenschaftlich kaum untersuchte pragmatische Routine für ein
Gericht sein, das eine formelle Entscheidung scheut.
Die Strategie juristischer "non-decisions" hat für das Gericht
nicht nur den Vorteil, weniger arbeitsaufwendig, sondern vor al¬
lem weniger risikoträchtig zu sein. Solange ein Gericht nicht
förmlich entschieden hat, besitzt es die Herrschaft über das Ver¬
fahren. Verwaltungsgerichte sind nicht nur "reaktive Instituti¬
onen, die nur auf die Mobilisierung «on. Recht durch Dritte hin
tätig werden können, sie sind auch nach Verkündung ihrer Ent¬
scheidungen auf Passivität verpflichtet und können auf die Im¬
plementation ihrer Judikate keinen Einfluß mehr nehmen. Unkon¬
ventionelle Entscheidungen findet man daher im Umweltschutz vor¬
nehmlich dort, wo die richterliche "Rechtssetzung auf Probe" durch
die Rechtsprechung höhere Instanzen nicht mehr direkt verworfen
werden kann. Nicht zufällig ergingen die spektakulären Baustopp-
Entscheidungen überwiegend im vorläufigen Rechtsschutz, der dem
Zugriff des Bundesverwaltungsgerichts entzogen ist.
Eben dadurch entstand aber auch die politische Brisanz eines de¬
zentral organisierbaren Moratoriums für die Industrie- und EnerT
giepolitik. Dies provozierte Nebeninterventionen aus dem Bereich
der Rechtspolitik, die auf eine gesetzliche Einschränkung der rich¬
terlichen Kontrollkompetenz zielten. Die "Kalkar-Entscheidung"
des BVerfG's (BVerfGE 49,89) und die"Voerde-Entscheidung" des
BVerwG's (BVerwGE 55,25o) sind als Versuche anzusehen, im Wege
eines von der höchstrichterlichen Rechtsprechung den Untergerich¬
ten auferlegten "judicial self-restraint" eine extern von der Le¬
gislative gesetzte Vorgabe des richterlichen Prüfungsrahmens zu
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vermeiden. Mit dem vom BVerfG entwickelten Standard der "prakti¬
schen Vernunft" und der vom BVerwG vertretenen Qualifikation tech¬
nischer Regelwerke als "antizipierte Sachverständigengutachten"
wurde das bis dahin unbestrittene Niveau der judikativen Kontroll¬
intensität beschnitten, das nicht nur der gewerberechtlichen Tra¬
dition des Umweltschutzes mit seinen nach der Lehre vom unbestimm¬
ten Rechtsbegriff uneingeschränkten richterlichen Inhaltskontrol¬
len, sondern auch der wissenschaftlichen Kritik an der Methodik
der Grenzwertfestsetzung entsprach.
Die auf die bewährte Rechtsdogmatik und die aktuellen Erkenntnisse
der Grenzwertdiskussion abstellende Rechtsprechung der Untergerich¬
te bedeutete jedoch für die Vollzugsbehörden, daß sie auf die ent¬
scheidungsleitende Funktion untergesetzlicher Grenzwertprogramme
nicht mehr vertrauen konnten. Daher ist der korrigierende Eingriff
der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht nur von justizfunktio¬
nalen, sondern auch von verwaltungspragmatischen Argumenten besetzt.
Während BVerwG und BVerfG vorwiegend vom Standpunkt der Folgenana¬
lyse aus urteilen, bleiben viele Gerichte auch in der Folge primär
dem in sich stimmigen Konzept der traditionalen Rechtsdogmatik ver¬
pflichtet. Dieser zähe, aber kaum direkt formulierte Widerstand
führt nach wenigen Jahren zu einer so starken Erosion der These
vom"antizipierten Sachverständigengutachten", daß inzwischen auch
das BVerwG davon Abstand genommen hat, ohne daß damit eine Restau¬
ration der ursprünglichen judikativen Kontrol1intensität verbunden
wäre.
Im Gegensatz zur Reduktion der Kontrol1intensität war die paral¬
lel dazu eingeleitete Rücknahme der Kontrollextensität juristisch
weit weniger umkämpft. Hier waren nicht zentrale Institute des
materiellen Verwaltungsrecht tangiert, sondern die prozeßrechtli¬
che Manipulation an den Stellgrößen der Klagebefugnis forciert
nur den Gedanken des Individualrechtsschutzes, der die zentrale
Doktrin des Prozeßrechts ist.
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